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Auf Antrag der DB Netz AG (Vorhabensträger) erlässt das Eisenbahn-Bundesamt nach 

§ 18d Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i.V.m. §§ 76 Abs. 1, 74 Abs. 6 VwVfG Verwal-

tungsverfahrensgesetz (VwVfG) folgende 

Plangenehmigung 

A. Verfügender Teil 

A.1 Genehmigung der Planänderung 

Die 1. Planänderung vor Fertigstellung des Vorhabens „ABS Berlin – Frankfurt/Oder – 

Grenze D/PL, PRA 1, PA 16, Bahnhof Berlin-Köpenick und Parallelmaßnahmen S3 

Ost“ in Bahn-km 10,360 – 13,580 der Strecken 6153 Berlin – Guben bzw. 6004 Berlin 

– Erkner wird mit Nebenbestimmungen genehmigt. Gegenstand der Planänderung ist 

der Ersatzneubau der Personenunterführung am S-Bahn-Haltepunkt Hirschgarten in 

km 13,161 der Strecke 6153. 

A.2 Planunterlagen 

Der Planänderungsgenehmigung liegen die im Folgenden aufgelisteten Unterlagen 

zu Grunde. In einigen Planänderungsunterlagen, insbesondere Lageplänen, sind die 

inhaltlichen Änderungen gegenüber der mit Planfeststellungsbeschluss Az. 511ppa/ 

057-2300#004 vom 27.01.2022 festgesetzten Planung in dunkelblauer Farbe kennt-

lich gemacht. 

Die mit dem Index „a“ versehenen Planunterlagen wurden im Nachgang der Beteili-

gung der Träger öffentlicher Belange im Plangenehmigungsverfahren nochmals ge-

ändert. Die inhaltlichen Änderungen sind in den Planänderungsunterlagen in hell-

blauer Farbe hervorgehoben. 

Nr. In-
dex 

Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Maßstab Stand Bemerkung 

1.1 a Erläuterungsbericht (14 Seiten + Vorblätter)  18.11.2022 genehmigt 
2.2  Übersichtslageplan 1:10.000 01.08.2022 nur zur Information 
3 a Bauwerksverzeichnis (53 Seite + Vorblätter)  18.11.2022 genehmigt 
4.8 a Lageplan km 13,063 – 13,514 Str 6004/6153 1:500 18.11.2022 genehmigt 
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Nr. In-
dex 

Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Maßstab Stand Bemerkung 

6.1  Grunderwerbsverzeichnis  
6.1.1 
6.1.2 
6.2 
6.2.8 
6.2.12 

0 
a 
 
a 
0 

bahneigene Flächen (3 Seiten + Vorblätter) 
bahnfremde Flächen (5 Seiten + Vorblätter) 

Grunderwerbspläne 
km 13,063 – 13,514 Strecken 6004/6153 
LBP-Maßnahme E1 

 
 

1:500 
1:1.000 

01.08.2022 
18.11.2022 

18.11.2022 
01.08.2022 

genehmigt 
genehmigt 
 
genehmigt 
genehmigt 

7.11 
7.11.1 
7.11.2 
7.11.3 

 
a 
0 
0 

Bauwerkspläne Personenunterführung 
Draufsicht Bahnsteigebene 
Schnitte A-A bis C-C 
Schnitte D-D bis F-F 

1:200 
1:50 
1:50 

18.11.2022 
13.05.2022 
13.05.2022 

 
genehmigt 
genehmigt 
genehmigt 

9.5 0 Baustelleneinrichtungsplan 
 

km 13,063 – 13,966 Str 6004/6153
1:1.000 01.08.2022 genehmigt 

10.8 0 Kabel- 
 

und Leitungslageplan km 13,063 – 13,514 Str 6004/6153
1:500 01.08.2022 nur zur Information 

14.6 
14.6.1 
14.6.2 
14.6.3 
14.6.4 

 
a 
a 
a 
a 

Landschaftspflegerische Begleitplanung 
Erläuterungsbericht (72 Seiten + Vorblätter) 
Maßnahmenblätter (37 Seiten + Vorblätter) 
Bestands- und Konfliktplan 
Maßnahmenplan 

 
 

1:1.000 
1:1.000 

18.11.2022 
18.11.2022 
18.11.2022 
18.11.2022 

 
genehmigt 
genehmigt 
nur zur Information 
genehmigt 

15.7 0 Schalltechnische Untersuchung Bau BMH - 21174 -  02.05.2022 
 Erläuterungsbericht (24 Seiten + Vorblätter)   
 Anhang 1  Rasterlärmkarten Bauphasen 1:4.000 
 Unterlage A1 - Blatt 1 Baustelleneinrichtung - Tag - 
 Unterlage A1 - Blatt 2 Baustelleneinrichtung - Nacht - 
 Unterlage A2 - Blatt 1 Bauphase 1 - Tag - 
 Unterlage A2 - Blatt 2 Bauphase 1 - Nacht - 
 Unterlage A3 - Blatt 1 Bauphasen 2 bis 3.3 - Tag - 
 Unterlage A3 - Blatt 1b Bauphasen 2 bis 3.3 - Tag - 
 Unterlage A3 - Blatt 2 Bauphase 3.3 - Nacht - 
 Unterlage A4 - Blatt 1 Bauphase 4 - Tag - 
 Unterlage A4 - Blatt 1b Bauphase 4 - Tag - 
 Unterlage A4 - Blatt 2 Bauphase 4 - Nacht - 
 Anhang 2 Rasterlärmkarten Vorbelastung 1:4.000 
 Unterlage B1 - Blatt 1 Schienenverkehr - Tag - 
 Unterlage B1 - Blatt 2 Schienenverkehr - Nacht - 
 Anhang 3 Bauphasen / Emissionsansätze (2 Seiten) 

nur zur Information 

16.16 0 Wassertechnische Berechnung (10 Seiten + Vorblatt)  13.05.2022 nur zur Information 
17.10 0 Geotechnischer Bericht (21 Seiten 

 Anhänge 1 – 9 
+ Vorblatt)  29.09.2021 nur zur Information 

18.3 0 Ganzheitliches Brandschutzkonzept DB S&S I.SPM 
 Erläuterungsbericht (18 Seiten+ Vorblatt)  
 Anhang 1 Zertifikat (1 Seite)  
 Anhang 2.1 Lageplan – Übersicht ohne 
 Anhang 2.2 Lageplan neue PU ohne 

04.01.2022 
02.12.2000 
05.01.2022 
11.11.2021 

nur zur Information 
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Nr. In- Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Maßstab Stand Bemerkung 
dex 

 Anhang 3 Nachweis Rettungswege (4 Seiten)  29.11.2021 
   Anhang 1.1 Bahnsteig (2 Seiten)  29.11.2021 
   Maßnahmenblatt (1 Seite)  06.12.2021 
 Anhang 4 Löschwasser Sperrplan ohne ohne 

19.1  Bodenverwertungs- und Entsorgungskonzept nur zur Information 
19.1.1 0  BoVEK Check (3 Seiten + Vorblatt)  16.03.2022  
19.1.2 0  BoVEK Kurzkonzept (1 Seite + Vorblatt)  19.04.2021  

  Anhänge 1 - 4 

A.3 Besondere Entscheidungen 

A.3.1 Wasserrechtliche Erlaubnis 

Gemäß § 8 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. § 16 Berliner Wassergesetz 

(BWG) wird eine wasserrechtliche Erlaubnis für die nachfolgend aufgeführten Gewäs-

serbenutzungen erteilt.  

a) Niederschlagsentwässerung Verkehrsanlagen 

Unter Beachtung der Nebenbestimmungen unter A.4.7.1 des Planfeststellungsbe-

schlusses Az. 51ppa/057-2300#004 vom 27.01.2022 wird die Fassung des an der 

Personenunterführung anfallenden Niederschlagswassers und Einleitung über insge-

samt fünf gemäß Unterlage 7.11.1 anzuordnende Sickerschächte DN 2000 in das 

Grundwasser erlaubt: 

- Überdachung südliche Treppe: Einzugsgebietsfläche: 146 qm;  
versickerungswirksame Fläche: 5,5 qm; Versickerrate: 0,28 l/s; 

- Überdachung südliche Rampe: Einzugsfläche 310 qm;  
versickerungswirksame Fläche: 11,25 qm; Versickerrate: 0,56 l/s; 

- Überdachung nördliche Treppe und Rampe: Einzugsgebietsfläche: 110 qm; 
versickerungswirksame Fläche: 5,0 qm; Versickerrate: 0,25 l/s; 

- Nördlicher Gehweg: Einzugsgebietsfläche 200 qm; 
versickerungswirksame Fläche: 5,26 qm; Versickerrate: 0,27 l/s. 

b) Bauzeitliche Wasserhaltung 

Unter Beachtung der Nebenbestimmungen unter A.4.7.4 des Planfeststellungsbe-

schlusses Az. 51ppa/057-2300#004 vom 27.01.2022 wird die bauzeitliche Förderung 

von ca. 1.423 cbm Grundwasser aus dem zwecks Baugrubenverbau zu errichtenden 
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geschlossenen Spundwandkasten und Einleitung in das Neuenhagener Mühlenfließ 

(Erpe) erlaubt. 

A.3.2 Konzentrationswirkung 

Durch diese Plangenehmigung wird die Zulässigkeit der Planänderung im Hinblick auf 

alle davon berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Plangenehmigung 

sind andere behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Geneh-

migungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfest-

stellungen nicht erforderlich (§ 18 Abs. 1 AEG in Verbindung mit § 75 Abs. 1 Verwal-

tungsverfahrensgesetz (VwVfG)). 

A.4 Nebenbestimmungen, Hinweise, Vorbehalt 

Die im Planfeststellungsbeschluss Az. 511ppa/057-2300#004 vom 27.01.2022 enthal-

tenen Nebenbestimmungen und Hinweise gelten für die Gegenstände der vorliegen-

den Planänderung entsprechend. Darüber hinaus gelten in Bezug auf die Planände-

rung folgende Nebenbestimmungen und Hinweise: 

A.4.1 Verkehrliche Belange, Stadtplanung 

a) Die Ausführungsplanung für die Anbindung der neuen Personenunterführung an das 

öffentliche Straßen- und Wegenetz nord- und südseitig der Bahn einschließlich der 

geplanten Einengung der Straße „Am Wiesenrain“ ist mit dem Straßenbaulastträger 

und, sofern Belange des städtebaulichen Entwicklungsbereichs ehemaliger Güter-

bahnhof Köpenick berührt werden, mit der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 

Bauen und Wohnen sowie mit der Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbrau-

cher- und Klimaschutz abzustimmen. 

b) Der Vorhabensträger hat an den Zugängen der geplanten Personenunterführung süd-

lich und nördlich der Bahn Fahrradabstellmöglichkeiten zu schaffen, die den an den 

Zugängen des alten Personentunnels heute vorhandenen Fahrradabstellanlagen ver-

kehrlich mindestens gleichwertig sind. Die Ausführungsplanung ist einvernehmlich mit 

dem Bezirksamt Treptow-Köpenick, der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 

Bauen und Wohnen sowie mit der Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbrau-

cher- und Klimaschutz abzustimmen. 
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A.4.2 Bauerschütterungen 

Zwecks Erfassung möglichweise eintretender bauerschütterungsbedingter Schäden 

an dem Wohngebäude Am Wiesenrain 16b ist dort vor Baubeginn eine Beweissiche-

rung durchzuführen. 

A.4.3 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

In den geplanten Sickerschächten ist jeweils eine Prallplatte unterhalb des Zulaufs 

einzubauen. 

A.4.4 Naturschutz und Landschaftspflege 

a) Die mit der vorgezogenen landschaftspflegerischen Ausgleichsmaßnahme 015_CEF 

gemäß den Unterlagen 14.6.2 bzw. 14.6.4 geplanten Nistkästen für Höhlenbrüter sind 

nach Möglichkeit östlich des städtebaulichen Entwicklungsgebietes ehemaliger Güter-

bahnhof Köpenick anzubringen. 

b) Die geplante Beleuchtung der Personenunterführung ist mit nach unten abstrahlen-

den insektenneutralen LED-Leuchtkörpern auszustatten (warmweiße Lichtfarbe < 

3.000 Kelvin), um eine ungewollte Lockwirkung für Insekten zu verhindern. 

c) Die Festsetzung des Umfanges und der Art der naturschutzrechtlichen Kompensation 

des aus der vorliegenden Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung resultierenden Kompensa-

tionsdefizits von insgesamt 14,92 Wertpunkten (s. LBP-Erläuterungsbericht, Unter-

lage 14.6.1, Seite 50) bleibt gemäß § 74 Abs. 3 VwVfG einer abschließenden Ent-

scheidung vorbehalten. Dem Vorhabensträger wird aufgegeben, die Festsetzung der 

Kompensation dieses Defizits spätestens nach Schlussbilanzierung des Gesamtvor-

habens unmittelbar nach dessen Abschluss bei der Planfeststellungsbehörde zu be-

antragen. 

d) Bei der Ausführungsplanung für die neue Personenunterführung ist zu prüfen, inwie-

weit die zu errichtenden Überdachungen extensiv begrünt werden können, um einen 

Beitrag zur Deckung des Kompensationsdefizits nach lit. c) zu erzielen. Das Prüfer-

gebnis ist der Planfeststellungsbehörde vor der Freigabe der Ausführungsplanung 

vorzulegen. 
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A.5 Entscheidung über Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Anträge 

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von Be-

hörden und Stellen geäußerten Forderungen, Hinweise und Anträge werden zurück-

gewiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere Weise 

erledigt haben. 

A.6 Sofortige Vollziehung 

Die Plangenehmigung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar. 

A.7 Gebühr und Auslagen 

Die Gebühr und die Auslagen für das Verfahren trägt der Vorhabensträger. Die Höhe 

der Gebühr und der Auslagen werden in gesonderten Bescheiden festgesetzt. 

B. Begründung 

B.1 Sachverhalt 

B.1.1 Gegenstand der Planänderung 

Gegenstand des mit Beschluss Az. 511ppa/057-2300#004 vom 27.01.2022 festge-

stellten Planes „ABS Berlin – Frankfurt/Oder – Grenze D/PL, PRA 1, PA 16, Bahnhof 

Berlin-Köpenick und Parallelmaßnahmen S3 Ost“ ist der Ausbau der dem überregio-

nalen und regionalen Schienenpersonen- sowie -güterverkehr dienenden Hauptbahn-

strecke Nr. 6153 Berlin – Frankfurt (Oder) – Guben in Bahn-km 10,360 – 13,580. Der 

innerhalb des Projektabschnittes (PRA) 1 Berlin Ostbahnhof (ausschließlich) – Erkner 

(einschließlich) gelegene Planungsabschnitt (PA) 16 umfasst im Wesentlichen den 

Ausbau des Bahnhofes Berlin-Köpenick einschließlich des Bahnhofsteiles Stadtforst. 

Das Projekt „Ausbaustrecke (ABS) Berlin – Frankfurt (Oder) – Grenze Deutschland / 

Polen“ ist ein Vorhaben des Bedarfsplanes für die Bundesschienenwege (Anlage zu 

§ 1 Bundesschienenwegeausbaugesetz, BSWAG), das ebendort im Abschnitt 1 als 

laufendes und fest disponiertes Vorhaben des vordringlichen Bedarfes mit der lfd. Nr. 

14 gelistet ist. 
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Mit der vorliegenden Planungsänderung erfolgt die nachträgliche Einplanung des Er-

satzneubaus der Personenunterführung des S-Bahn-Haltepunktes Hirschgarten. Ge-

plant ist der Ersatz der vorhandenen, in km 13,100 gelegenen Personenunterführung 

durch einen Neubau in km 13,161 der Strecke 6153. Die Anbindung der neuen Per-

sonenunterführung an die südlich gelegene Straße „Am Wiesenrain“ bzw. an die 

nördlich der Bahn anschließenden Waldwege erfolgt jeweils über Treppen sowie bar-

rierefreie Rampen bzw. Gehwege. Die Verbindung zwischen dem neuen Personen-

tunnel und dem weitgehend unveränderten S-Bahnsteig wird über eine Treppenan-

lage und einen Personenaufzug realisiert. Der alte Personentunnel einschließlich Zu-

gangsanlagen wird bis auf eine Höhe von 1,7 m unter Schienenoberkante abgebro-

chen und darunter verfüllt. 

Zur naturschutzrechtlichen Kompensation der planänderungsbedingten zusätzlichen 

Eingriffe in Natur und Landschaft sieht die landschaftspflegerische Begleitplanung fol-

gende Maßnahmen vor: 

E1 Aufforstung des ehemaligen Wendehammers Bruno-Bürgel-Weg auf einer Flä-

che von 750 qm auf dem Flurstück 92/14, Flur 2, Gemarkung Kanne; 

E2 Biotopaufwertung Am Wiesenrain 22 / Grillenweg auf einer Fläche von 943 qm 

auf dem Flurstück 44, Flur 472, Gemarkung Köpenick. 

B.1.2 Verfahren 

Die DB Netz AG beantragte mit Schreiben I.NI-O-N-F vom 17.05.2022 eine Zulas-

sungsentscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG für die gegenständliche Planungsände-

rung. Aufgrund von Nachforderungen der Planfeststellungsbehörde mit Schreiben 

vom 08.07.2022 gab der Vorhabensträger mit Schreiben vom 30.08.2022 eine Stel-

lungnahme ab und legte eine Einverständniserklärung des Eigentümers und des 

Pächters des Grundstückes Am Wiesenrain 16b (Flurstücke 177, Flur 472 und Flur-

stück 187, Flur 473, Gemarkung Köpenick) zur vorhabensbedingten Inanspruch-

nahme des Grundstückes vor. Mit Schreiben vom 07.09.2022 reichte der Vorhabens-

träger überarbeitete bzw. ergänzende Planunterlagen ein. 

Mit Schreiben vom 13.09.2022 gab die Planfeststellungsbehörde den durch die 

Planänderung in ihren Aufgabenbereichen berührten Trägern öffentlicher Belange 

bzw. in eigenen Rechten Betroffenen Gelegenheit, Stellung zu nehmen bzw. Einwen-

dung zu erheben. Folgende Stellungnahmen bzw. Einwendungen sind bei der Plan-

feststellungsbehörde eingegangen: 
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Lfd. Nr. Bezeichnung 
1. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen 

Schreiben VI G 11 vom 14.10.2022 
2. Bezirksamt Treptow-Köpenick 

Schreiben StadtStraGrüUm Dez vom 21.10.2022 

Der Vorhabensträger hat mit Schreiben I.NI-O-N-F vom 19.10. bzw. 02.11.2022 auf 

die eingegangenen Stellungnahmen bzw. Einwendungen erwidert. 

Unter Berücksichtigung von Hinweisen der Planfeststellungsbehörde mit E-Mail-

Schreiben vom 04.11.2022 reichte der Vorhabensträger mit Schreiben vom 

30.11.2022 eine ergänzte Erwiderung auf die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 

Bauen und Wohnen sowie überarbeitete Planunterlagen (Index a) ein. 

Mit verfahrensleitender Verfügung vom 15.09.2022 hat das Eisenbahn-Bundesamt 

festgestellt, dass für das gegenständliche Änderungsvorhaben keine Verpflichtung 

auf Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

B.2 Verfahrensrechtliche Bewertung 

B.2.1 Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18d AEG 

i.V.m. § 76 Abs. 1 VwVfG. Hiernach bedarf es eines neuen Planfeststellungsverfah-

rens, sofern ein festgestellter Plan vor Fertigstellung des Vorhabens geändert werden 

soll. An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann gemäß § 18 Abs. 1 AEG 

i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn 

1. Rechte anderer nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt werden oder die Be-

troffenen sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen 

Rechts schriftlich einverstanden erklärt haben, 

2. mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berührt wird, das 

Benehmen hergestellt worden ist und 

3. nicht andere Rechtsvorschriften eine Öffentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, die 

den Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz 1 und Absatz 4 bis 7 VwVfG entspre-

chen muss. 

Das Vorhaben ist nicht mit wesentlichen Beeinträchtigungen von Rechten Dritter ver-

bunden. Mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berührt wird, 
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wurde das Benehmen hergestellt. Andere Rechtsvorschriften, die eine Öffentlichkeits-

beteiligung vorschreiben, sind nicht einschlägig. Daher kann die Planänderung im 

Wege eines Plangenehmigungsverfahrens zugelassen werden. 

B.2.2 Zuständigkeit 

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Gesetz über die Eisenbahnverkehrsver-

waltung des Bundes (BEVVG) ist das Eisenbahn-Bundesamt für planungsrechtliche 

Entscheidungen nach § 18 Abs. 1 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG für Betriebsanlagen 

von Eisenbahnen des Bundes zuständig. 

B.3 Umweltverträglichkeit 

Mit Planfeststellungsbeschluss Az. 511ppa/057-2300#004 vom 27.01.2022 wurde die 

Umweltverträglichkeit des Vorhabens „ABS Berlin – Frankfurt/Oder – Grenze D/PL, 

PRA 1, PA 16, Bahnhof Berlin-Köpenick und Parallelmaßnahmen S3 Ost“ festgestellt.  

Gemäß § 9 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) war das vorlie-

gende Änderungsvorhaben daraufhin zu prüfen, ob eine erneute Umweltverträglich-

keitsprüfung durchzuführen ist. Das Eisenbahn-Bundesamt hat festgestellt, dass mit 

der Planungsänderung keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen verbun-

den sind, so dass eine Verpflichtung zur Durchführung einer erneuten Umweltverträg-

lichkeitsprüfung nicht besteht. 

Das Änderungsvorhaben beschränkt sich auf stark vorbelastete Verkehrsflächen und 

ist mit einer Flächeninanspruchnahme von 450 qm anlagen- und 3.550 qm baube-

dingt verbunden. Auf 500 qm werden bisher vorhandene Anlagen zurückgebaut. 

Durch die vorhabensbedingte Flächeninanspruchnahme werden temporär auf 764 qm 

und dauerhaft auf 946 qm Pflanzen bzw. Biotope beeinträchtigt. Weiterhin erfolgt eine 

Inanspruchnahme von Habitaten der Herpetofauna auf 77 qm baubedingt und auf 

505 qm dauerhaft. Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden sind baubedingt auf 

764 qm und anlagenbedingt auf 946 qm zu erwarten. Das Volumen des vorhabens-

bedingten Bodenaushubs beträgt 3.500 cbm. 

Es werden weder Schutzgebiete nach §§ 23 ff. und § 32 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) noch gemäß § 30 BNatSchG oder nach Landesrecht geschützte Biotope 

beeinträchtigt. 

Die unvermeidlichen Eingriffe in Natur und Landschaft werden gemäß § 15 Abs. 2 
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Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) kompensiert. Zum Schutz von Pflanzen, Vö-

geln, Fledermäusen und Reptilien vor baubedingten Beeinträchtigungen werden ge-

eignete landschaftspflegerische Maßnahmen getroffen. Die Verletzung artenschutz-

rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG kann bei Umsetzung der geplan-

ten Vermeidungs- und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen ausgeschlossen wer-

den. Gegen unvermeidliche Beeinträchtigungen durch Baulärm und -erschütterungen 

werden geeignete Schutzmaßnahmen getroffen. Auch weitere der in § 2 Abs. 1 

UVPG genannten Schutzgüter werden nicht erheblich beeinträchtigt. 

B.4 Materiell-rechtliche Würdigung des Vorhabens 

B.4.1 Planrechtfertigung 

Das Änderungsvorhaben dient der Aufrechterhaltung einer leistungsfähigen und wirt-

schaftlichen Eisenbahninfrastruktur sowie der Attraktivitätssteigerung des S-Bahn-

Verkehrs am Haltepunkt Berlin Hirschgarten durch Modernisierung der vorhandenen 

Personenverkehrsanlagen und Verbesserung der Zugänglichkeit der Bahnsteige bzw. 

Züge für mobilitätseingeschränkte Personen. 

An der antragsgegenständlichen Planänderung besteht ein öffentliches Interesse. Sie 

ist „vernünftigerweise geboten“ im Sinne des Fachplanungsrechts. 

B.4.2 Planungsvarianten 

Der Vorhabensträger hat im Rahmen der Vorplanung mehrere Planungsvarianten ei-

nes barrierefreien Ersatzneubaus der Personenunterführung in verschiedenen Lagen 

alternativ mit Rampen oder Aufzügen untersucht (Unterlage 1.1, Seiten 3f.). 

Die Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz führt mit 

Schreiben (der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen) vom 

14.10.2022 aus, mit der veränderten Lage der Personenunterführung werde die Er-

reichbarkeit des Bahnsteigs für alle Fahrgäste verbessert, da der Aufgang direkt im 

Bahnsteigbereich positioniert werde und somit der bisher erforderliche Umweg über 

das unüberdachte Zwischenpodest entfalle. Darüber hinaus habe der Ersatzneubau 

der Personenunterführung in veränderter Lage den Vorteil, dass die bestehende Per-

sonenunterführung mit den Zugangsbauwerken auf der Nord- und Südseite sowie 

zum Mittelbahnsteig bis zur Fertigstellung des neuen Zugangs genutzt werden könne. 
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Auf einen entsprechenden Einwand des Bezirksamtes Treptow-Köpenick (Schreiben 

vom 21.10.2022) erwidert der Vorhabensträger, dass in der mit der Variantenuntersu-

chung durchgeführten Kosten-Nutzenrechnung auch Umweltbelange berücksichtigt 

worden seien. Dieser Umstand werde im Erläuterungsbericht auf den Seiten 3f leider 

nicht ausreichend wiedergegeben. Bei den verworfenen Varianten würden entweder 

gleiche oder größere Eingriffe in die Natur erforderlich oder örtliche umweltbezogene 

Vorteile, wie z.B. geringere Eingriffe in Natur und Landschaft durch Errichtung eines 

Aufzuges statt einer Zugangsrampe auf der Nordseite, würden durch anderweitige 

technische und/oder umweltbezogene Nachteile (Strombedarf, Ausfallhäufigkeit, War-

tungsintensivität) aufgewogen. 

Die Planfeststellungsbehörde sieht auch unter Berücksichtigung von Umweltbelangen 

keine vorzugswürdigen Alternativen zur Antragsvariante und folgt insoweit der Varian-

tenauswahl des Vorhabensträgers. 

B.4.3 Verkehrliche Belange, Stadtplanung 

a) Eisenbahn 

In Erwiderung auf das Schreiben des Bezirksamtes Treptow-Köpenick vom 

21.10.2022 erläutert der Vorhabensträger, der Dimensionierung der Personenunter-

führung liege eine Fahrgastprognose der ehemaligen Senatsverwaltung für Umwelt, 

Verkehr und Klimaschutz vom 19.06.2020 zugrunde. In dieser sei ausgeführt: "[...] 

Für den S-Bahnhof Hirschgarten wird ein Aufkommen von 5.000 Ein- und Aussteigern 

bei der S-Bahn prognostiziert. Das Verkehrsmodell des Landes Berlin berücksichtigt 

dabei die Bevölkerungsprognose 2030 für die wachsende Stadt sowie touristische 

Nachfrage. Die Verkehrsprognose enthält die grundsätzlichen Entwicklungen für die 

Gesamtstadt; das neue geplante Wohngebiet im Bereich des Güterbahnhofs Köpe-

nick wurde mitberücksichtigt. Weitere Spezifische Vorhaben sind hierin nicht detail-

liert enthalten. Das Verkehrsmodell 2030 (Modellstand Februar 2020) berücksichtigt 

die Infrastrukturmaßnahmen. [...]". 

b) Straßenverkehr, Stadtplanung 

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen äußert sich in ihrem 

Schreiben vom 14.10.2022 kritisch zu dem geplanten Querschnitt der niveaugleichen 

Straßeneinengung am südlichen Anschluss der Personenüberführung an die Straße 
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„Am Wiesenrain", da keine Gesamteinbindung in übergeordnete Verkehrs- und Mobi-

litätskonzepte zu erkennen sei. Dies gelte insbesondere im Hinblick auf ein höheres 

zu erwartendes Verkehrsaufkommen (vor allem Fußgänger und Radfahrer), welches 

durch die mit der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme im Bereich des ehemali-

gen Güterbahnhofes Köpenick geplanten 1.800 Wohneinheiten ausgelöst werde.  

Im Übrigen wird gefordert, die vorhandene, stark nachgefragte Fahrradabstellanlage 

vom alten an den neuen südlichen Tunnelzugang zu versetzen und bei Bedarf zu-

sätzliche Abstellanlagen zu errichten. Zwischen der vorhandenen Abstellanlage und 

dem etwa 80 m entfernten neuen Tunneleingang sei auf der Nordseite der Straße 

„Am Wiesengrund“ kein Fußweg vorhanden. Bei einem Belassen der Fahrradabstell-

anlage am derzeitigen Standort wäre auf dem Weg zum künftigen Zugang ein zwei-

maliger Wechsel der Straßenseite notwendig. Auch wenn die Straße nicht stark be-

fahren sei und dort eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h gelte, werde es 

durch die örtliche Entfernung zwischen Fahrradabstellanlage und künftigem Tunnel-

zugang zu gefährlichen Straßenüberquerungen kommen. Weiterhin sei zu befürch-

ten, dass die derzeitige Abstellanlage nicht mehr angenommen wird und künftig viele 

Fahrräder zugangsnah „wild" abgestellt werden. Im Gegensatz dazu bestehe auf der 

Waldseite nördlich der Bahn zwar keine Gefahr für Fußgänger, aber auch dort würde 

ein Versetzen der Fahrradbügel sehr zur Zufriedenheit der Fahrradnutzer beitragen 

bzw. wäre die Errichtung einer Abstellanlage wünschenswert. 

Weiterhin fordert die Senatsverkehrsverwaltung, die Anbindung der neuen Personen-

unterführung an das bestehende Straßen- und Wegenetz nord- und südseitig mit dem 

Straßenbaulastträger abzustimmen. Auf Grund der Überschneidungen der vorliegen-

den Planung mit dem Entwicklungsgebiet ehemaliger Güterbahnhof Köpenick sei die 

Ausführungsplanung weiterhin auch mit der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 

Bauen und Wohnen sowie mit der Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbrau-

cher- und Klimaschutz abzustimmen. 

Der Vorhabensträger erwidert, ein übergeordnetes Verkehrs- und Mobilitätskonzept 

liege nicht vor und sei nicht Gegenstand der Planänderung. Die niveaugleiche Stra-

ßeneinengung sei vom Bezirksamt Treptow-Köpenick vorgesehen.  

Die südlich der Bahn vorhandene Fahrradabstellanlage solle nach Fertigstellung der 

Personenunterführung auf das Flurstück 177 verlegt werden. Diese Planung sei je-

doch nicht Gegenstand der vorliegenden Planänderung sondern werde durch das 

Land Berlin in Abstimmung mit dem Bundeseisenbahnvermögen (Grundstückseigen-

tümer) durchgeführt. 
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Die Planfeststellungsbehörde hält die vorgesehene Straßeneinengung am südlichen 

Zugang der neuen Personenunterführung grundsätzlich für planerisch gerechtfertigt. 

Der Straßenbaulastträger hat keine Einwände dagegen erhoben. Widersprüche zu 

anderen Planungen, etwa für den städtebaulichen Entwicklungsbereich ehemaliger 

Güterbahnhof Köpenick, sind nicht ersichtlich und wurden durch die Senatsverwal-

tung auch nicht konkret benannt. Ausführungsdetails sind zwischen den Beteiligten 

nach Vorliegen der Ausführungsplanung abzustimmen, Nebenbestimmung A.4.1 a). 

Die senats- und bezirksseitigen Forderungen nach Fahrradabstellmöglichkeiten an 

dem neuen Personentunnel macht sich die Planfeststellungsbehörde mit der Neben-

bestimmung A.4.1 b) zu eigen. Durch die geplante Ostverschiebung des Personen-

tunnels würden sich ohne entsprechende Anpassung der Fahrradabstellmöglichkei-

ten für die Nutzer nicht unerhebliche Wegeverlängerungen ergeben. Die damit ein-

hergehende Beeinträchtigung der verkehrlichen Funktion der vorhandenen Fahr-

radabstellanlagen hätte voraussichtlich nicht zu vernachlässigende nachteilige Aus-

wirkungen auf öffentliche Belange, z.B. Verkehrsbehinderungen oder Vegetations-

schäden durch wildes Abstellen von Fahrrädern an den neuen Zugängen oder Ge-

fährdungen bei der Überquerung der Straßenfahrbahn Am Wiesenrain. Der Vorha-

bensträger ist gehalten, diesen nachteiligen Auswirkungen seines Vorhabens durch 

geeignete und verhältnismäßige Anpassungsmaßnahmen an den Straßenverkehrs-

anlagen entgegenzuwirken. Dies ist im vorliegenden Fall ohne weiteres möglich, da 

im unmittelbaren Umfeld der Zugänge zur neuen Personenunterführung geeignete 

Flächen für die Schaffung von Fahrradabstellmöglichkeiten, die gegenüber der heuti-

gen Situation verkehrlich mindestens gleichwertig sind, zur Verfügung stehen. Auf der 

Südseite der neuen Personenunterführung hat das Land Berlin für diese Nutzung das 

Flurstück 177, Flur 472, Gemarkung Köpenick vorgesehen. Eine Einverständniserklä-

rung des Eigentümers und des Mieters zur dauerhaften Inanspruchnahme dieses 

Flurstückes zur Errichtung einer Fahrradabstellanlage liegt vor. Auf der Nordseite der 

geplanten Personenunterführung können die bestehenden Fahrradabstellanlagen 

ohne weiteres auf bahneigenem Grundstück an die neue Zugangssituation angepasst 

werden. Die Anpassung der Fahrradabstellmöglichkeiten sowohl auf der Süd- als 

auch auf der Nordseite ist zur verkehrlichen Problembewältigung erforderlich und für 

den Vorhabensträger ohne weiteres zumutbar.  
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B.4.4 Immissionsschutz 

Der Vorhabensträger hat mit Unterlage 15.7 ein ergänzendes Baulärmgutachten vor-

gelegt, in dem die sich aus der Planänderung ergebenden baubedingten Lärmimmis-

sionen gutachterlich untersucht werden. Im Ergebnis sind durch den geplanten Er-

satzneubau der Personenunterführung Überschreitungen der nach AVV Baulärm her-

anzuziehenden Immissionsrichtwerte für Gebäude in der Nachbarschaft des Baufel-

des, insbesondere während der Arbeiten beim Teilabbruch der alten Personenunter-

führung und für den Baugrubenverbau, voraussichtlich nicht vollständig vermeidbar. 

Die Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz erklärt 

(mit Schreiben der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen vom 

14.10.2022), das Wohngebäude am Wiesenrain 16b, das nach tatsächlicher Art der 

Nutzung als ein allgemeines Wohngebiet einzustufen sei, befinde sich in unmittelba-

rer Nähe zur Baustelleneinrichtungsfläche und insbesondere zu den Arbeiten für den 

Rückbau der derzeitigen Personenunterführung. Aufgrund des geringen Abstands 

zwischen Wohnhaus und Bauarbeiten seien Bauschäden infolge von Erschütterungs-

einwirkungen durch die Bauarbeiten nicht auszuschließen. Wegen der Art der Bau-

maßnahmen, des Baubetriebs und der z.T. auch nächtlichen Bauzeiten sei nicht si-

chergestellt, dass die Anforderungen der DIN 4150-2 bezüglich Einwirkungen auf 

Menschen in den nächstgelegenen Wohngebäuden eingehalten werden. Es seien da-

her weitergehende Untersuchungen zu den zu erwartenden Bauerschütterungen er-

forderlich. 

Der Vorhabensträger erklärt in seiner Erwiderung, es sei nicht davon auszugehen, 

dass von der Baustelleneinrichtungsfläche oder durch die Abbrucharbeiten Erschütte-

rungen in nennenswertem Umfang auf das Wohngebäude Am Wiesenrain 16b über-

tragen werden. Die bestehende Personenunterführung werde nur bis 1,50 m unter 

Geländeoberkante zurückgebaut. Rammarbeiten in unmittelbarer Nähe des v.g. 

Wohngebäudes seien nicht geplant.  

Im Übrigen beinhalte die Planung diverse Maßnahmen zur Reduzierung des Bau-

lärms sowie von Erschütterungseinwirkungen oder deren störenden Auswirkungen: 

Für das Einbringen von Spundbohlen sei der Einsatz einer Pressmaschine geplant, 

anstelle einer deutlich lärm- und erschütterungsintensiveren Schlag- oder Vibrations-

ramme. Durch den Einsatz einer Pressmaschine könnten die Erschütterungseinwir-

kungen erheblich reduziert werden, sodass durch diesen Arbeitsvorgang an den Im-

missionsorten nicht mit störenden Erschütterungen im Sinne einer Überschreitung der 
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Anhaltswerte der Norm DIN 4150-2 zu rechnen sei. Für den Rückbau der bestehen-

den Personenunterführung sei geplant, den Einsatz des für den Abbruch erforderli-

chen Stemmmeißels auf die Tageszeit zu beschränken, wodurch eine störende Ein-

wirkung in der kritischeren Nachtzeit vermieden werden könne. Am Tage könne auf 

Basis von Messdaten aus anderen Projekten zum Einsatz eines 1.000 kg-Stemmmei-

ßels bei Entfernungen von mehr als 5 m Überschreitungen der Anhaltswerte der DIN 

4150-2 ebenfalls ausgeschlossen werden.  

Bei Arbeiten in unmittelbarer Nähe des Wohngebäudes am Wiesenrain 16b seien 

Überschreitungen der Anhaltswerte der DIN 4150-2 (Einwirkungen auf den Men-

schen) und der DIN 4150-3 (Einwirkungen auf Gebäude) nicht auszuschließen. Zur 

Konfliktvermeidung werde den Bewohnern für diesen Zeitraum Ersatzwohnraum an-

geboten. Im Übrigen sei für das Wohngebäude Am Wiesenrain 16b eine bauliche Be-

weissicherung geplant. 

Die Planfeststellungsbehörde hält das Ergebnis des Baulärmgutachtens und die Erwi-

derungen des Vorhabensträgers auf die Stellungnahme der Immissionsschutzbe-

hörde für plausibel.  

Der Vorhabensträger ist gesetzlich verpflichtet, die Rückbauarbeiten nahe des Wohn-

gebäudes Am Wiesenrain 16b so vorsichtig und schonend auszuführen, dass Bau-

werksschäden nach Möglichkeit vermieden werden. Mit Nebenbestimmung A.4.2 wird 

dem Vorhabensträger aufgegeben, vor Baubeginn eine Beweissicherung an dem 

Wohngebäude Am Wiesenrain 16b durchzuführen.  

Die durch das Gesamtvorhaben in der Nachbarschaft der gegenständlichen Perso-

nenunterführung zu erwartenden Baulärmimmissionen werden durch die vorliegende 

Planänderung nicht substantiell geändert. Das mit dem Planfeststellungsbeschluss 

Az. 511ppa/057-2300#004 vom 27.01.2022 festgesetzte Schutzkonzept einschließ-

lich der unter A.4.3 und A.4.4 des v.g. Beschlusses enthaltenen Nebenbestimmungen 

zu baubedingten Lärm- und Erschütterungsimmissionen ist auch für die Planände-

rungsgegenstände anwendbar und ausreichend. Das Vermeidungs- und Minimie-

rungsgebot nach § 22 Abs. 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) wird voll-

ständig erfüllt. Die absehbar verbleibenden Überschreitungen der Immissionsricht-

werte der AVV Baulärm und Beeinträchtigungen durch Erschütterungen sind nach 

Einschätzung der Planfeststellungsbehörde nicht mit mehr als unwesentlichen Beein-

trächtigungen der Anwohner verbunden. 
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B.4.5 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

Die Planänderung bedingt keine wesentlichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes 

Wasser und steht im Einklang mit den Bewirtschaftungszielen für oberirdische Ge-

wässer bzw. das Grundwasser gemäß §§ 27 bzw. 47 WHG. Wasserschutzgebiete 

werden nicht tangiert. 

Für die geplanten Gewässerbenutzungen i.S.d. § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG im Zusammen-

hang mit der Niederschlagsentwässerung der Personenunterführung, insbesondere 

der Dachflächen der Zugangstreppen und -rampen sowie des nördlichen Gehweges, 

wird unter A.3.1 a) eine wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 WHG erteilt. Die 

Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers erfolgt über fünf Versickerungs-

schächte DN 2000 (Anordnung siehe Unterlage 7.11.1) in den Untergrund. Die Be-

messung der Versickerungsschächte ist in der Unterlage 16.16 dargelegt.  

Die Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz (Berliner 

Wasserbehörde) äußert mit Schreiben (der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 

Bauen und Wohnen) vom 14.10.2022 unter Einhaltung der Nebenbestimmung A.4.3 

keine Einwände gegen die Planänderung. Aufgrund der zu erwartenden Qualität des 

Niederschlagswassers sei dessen Versickerung tolerierbar. Der erforderliche Abstand 

zu dem zu erwartenden mittleren höchsten Grundwasserstand (zeMHGW) +32,90 

mNHN werde eingehalten. 

Auch das mit der Herstellung der Baugruben sowie Verbauten verbundene Einbrin-

gen von Stoffen ins Grundwasser, insbesondere Spundwände und 1.110 cbm Unter-

wasserbetonsohle stellt eine Gewässerbenutzung im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 

WHG dar. Mit dem vorliegend beschiedenen Antrag und den eingereichten Planunter-

lagen ist der Vorhabensträger seiner Anzeigepflicht nach § 49 WHG nachgekommen. 

Die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 WHG ist im vorlie-

genden Fall nicht erforderlich, da durch die geplanten anlagenbedingten Stoffeinträge 

keine nachteiligen Auswirkungen auf die Grundwasserbeschaffenheit zu erwarten 

sind. 

Unter A.3.1 b) wird eine wasserrechtliche Erlaubnis für die nach Erwiderung des Vor-

habensträgers auf die Stellungnahme der Berliner Wasserbehörde vorgesehene bau-

bedingte Wasserentnahme von ca. 1.423 cbm aus der Baugrube (geschlossener 

Spundwandkasten) und anschließende Einleitung in das Neuenhagener Mühlenfließ 

(Erpe) erteilt. 
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Die Berliner Wasserbehörde fordert mit Schreiben vom 14.10.2022, die im Planfest-

stellungsbeschluss Az. 511ppa/057-2300#004 vom 27.01.2022 enthaltenen Bedin-

gungen und Auflagen für das Einbringen und Einleiten von Stoffen in das Grundwas-

ser zur Ausbildung von Trogbaugruben sowie für dazugehörige Grundwasserhaltun-

gen (Lenzen und Restwasserhaltung) auch für die vorliegende Planungsänderung zu 

beachten. Zusätzliche Bedingungen und Auflagen seien nicht erforderlich. 

Der Vorhabensträger sichert in seiner Erwiderung die Einhaltung der Nebenbestim-

mungen des Planfeststellungsbeschlusses vom 27.01.2022 zu. 

Die Planfeststellungsbehörde verweist auf die Nebenbestimmung unter A.4, nach der 

die im Planfeststellungsbeschluss Az. 511ppa/057-2300#004 vom 27.01.2022 enthal-

tenen Nebenbestimmungen, Vorbehalte und Hinweise auch in Bezug auf die Gegen-

stände der vorliegenden Planänderung zu beachten sind. 

B.4.6 Naturschutz und Landschaftspflege 

Die Planänderung ist mit zusätzlichen Eingriffen in den Naturhaushalt und das Land-

schaftsbild nach § 14 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) verbunden, de-

ren Auswirkungen durch einen Fachgutachter ermittelt und bewertet wurden (siehe 

Unterlage 14.6 – Landschaftspflegerische Begleitplanung, LBP). Aufgrund von Forde-

rungen und Hinweisen des Bezirksamtes Treptow-Köpenick mit Schreiben vom 

21.10.2022 hat der Vorhabensträger Teile der landschaftspflegerischen Begleitpla-

nung überarbeitet (Index a). 

a) Vorhaben 

Das Änderungsvorhaben beschränkt sich auf stark vorbelastete Verkehrsflächen und 

ist mit einer Flächeninanspruchnahme von 450 qm anlagen- und 3.550 qm baube-

dingt verbunden. Auf 500 qm werden bisher vorhandene Anlagen zurückgebaut. 

Durch die vorhabensbedingte Flächeninanspruchnahme werden temporär auf 764 qm 

und dauerhaft auf 946 qm Pflanzen bzw. Biotope beeinträchtigt. Weiterhin erfolgt eine 

Inanspruchnahme von Habitaten der Herpetofauna auf 77 qm baubedingt und auf 

505 qm dauerhaft. Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden sind baubedingt auf 

764 qm und anlagenbedingt auf 946 qm zu erwarten. Das Volumen des vorhabens-

bedingten Bodenaushubs beträgt 3.500 cbm.  

Es werden weder Schutzgebiete nach §§ 23 ff. und § 32 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) noch gemäß § 30 BNatSchG oder nach Landesrecht geschützte Biotope 
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beeinträchtigt. 

Zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft sieht die landschaftspflegeri-

sche Begleitplanung gemäß § 15 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zwei 

Ersatzmaßnahmen vor. Zum Schutz von Pflanzen, Vögeln, Fledermäusen und Repti-

lien vor baubedingten Beeinträchtigungen werden geeignete landschaftspflegerische 

Vermeidungsmaßnahmen getroffen. 

b) Artenschutz 

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen hält es in ihrem 

Schreiben vom 14.10.2022 für empfehlenswert, die mit der vorgezogenen land-

schaftspflegerischen Ausgleichsmaßnahme 015_CEF gemäß den Unterlagen 14.6.2 

bzw. 14.6.4 geplanten Nistkästen für Höhlenbrüter weiter östlich, außerhalb der Ge-

bietsgrenzen der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme ehemaliger Güterbahnhof 

Köpenick anzubringen, da mit dieser ähnliche landschaftspflegerische Maßnahmen 

vorgesehen seien und eine etwaige Überlagerung von Habitatansprüchen vermieden 

werden solle. 

Das Bezirksamt Treptow-Köpenick hält es in seinem Schreiben vom 21.10.2022 für 

unplausibel, dass in der Walderfassung sieben Habitatbäume mit Rissen und Höhlen 

festgehalten wurden, gemäß LBP-Maßnahme 015_CEF jedoch lediglich vier Ersatz-

niststätten angebracht werden sollen. Im Übrigen verlangt die Untere Naturschutzbe-

hörde, dass alle Bäume, insbesondere die Habitatbäume, vor der Fällung noch ein-

mal durch einen auf Vögel und Fledermäuse spezialisierten Fachgutachter auf Höh-

lungen und nutzbare Spalten als Quartier oder möglichen Besatz (wenn möglich mit 

einem Steiger) hin untersucht werden und ihr das Protokoll und das ggf. angepasste 

Ausgleichskonzept mit Angabe der spezifischen Kastentypen anschließend zeitnah 

zur Prüfung vorgelegt wird. Die Anbringung der Nistkästen sei durch einen Gutachter 

zu begleiten und der Unteren Naturschutzbehörde zur Kenntnis zu geben. Eine gut-

achterliche Tätigkeit seitens der Unteren Naturschutzbehörde sei hier nicht möglich. 

Die Anbringung von Nistkästen im Wald sei außerdem mit den Berliner Forsten abzu-

stimmen. 

Der Vorhabensträger legt in seiner Erwiderung dar, von den sieben genannten Habi-

tatbäumen sei nur einer von der Fällung betroffen. Durch den Verlust dieses Höhlen-

baumes und das Ausgleichsverhältnis von 1:4 ergebe sich die Anzahl von vier Ersatz-

nistkästen. Weiterhin erklärt der Vorhabensträger, den Hinweis der Senatsverwaltung 
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zur Verschiebung der Nistkästen außerhalb des städtebaulichen Entwicklungsberei-

ches zur Kenntnis zu nehmen und nach Möglichkeit umzusetzen. 

Die Planfeststellungsbehörde berücksichtigt den berechtigten Wunsch der Senatsver-

waltung nach Prüfung einer Verschiebung der Nistkästen außerhalb des städtebauli-

chen Entwicklungsbereiches mit der Nebenbestimmung A.4.4 a). Im Übrigen hat der 

Vorhabensträger die Maßnahmenblätter 015CEF und 016CEF entsprechend den For-

derungen der Unteren Naturschutzbehörde angepasst. Die Forderung des Bezirks-

amtes, vor dem Verschließen von Lebensstätten gebäudebewohnender Tierarten im 

Rahmen der vorgezogenen landschaftspflegerischen Ausgleichsmaßnahme VA12 die 

Zustimmung der Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klima-

schutz einzuholen, wird von der Planfeststellungsbehörde zurückgewiesen. Durch 

den Einsatz einer einschlägig qualifizierten umweltfachlichen Bauüberwachung (LBP-

Vermeidungsmaßnahme V1) ist die Beachtung der Belange des Artenschutzes bei 

der Durchführung der Maßnahme VA12 auch ohne die Einholung einer weiteren Zu-

stimmung bei der Senatsverwaltung hinreichend gewährleistet. Die Umsetzung der 

dahingehenden (in blau ergänzten) Vorgabe im Maßnahmenblatt VA12 wird dem Vor-

habensträger von der Planfeststellungsbehörde daher freigestellt. 

Die Oberste Naturschutzbehörde fordert mit Schreiben vom 14.10.2022, die geplante 

Beleuchtung zum Tunneleingang mit ausschließlich nach unten abstrahlenden insek-

tenneutralen LED-Leuchtkörpern auszustatten (warmweiße Lichtfarbe < 3.000 Kel-

vin), um eine ungewollte Lockwirkung für Insekten zu verhindern.  

Das Bezirksamt Treptow-Köpenick teilt in seinem Schreiben vom 21.10.2022 mit, 

Licht wirke sich nicht nur auf Insekten sondern auch auf andere Wildtiere wie z.B. Fle-

dermäuse aus, welche in ihrem Flug- und Jagdverhalten beeinflusst würden. Generell 

und insbesondere in bisher unbeleuchteten Bereichen sei die Beleuchtung auf das 

notwendigste Mindestmaß zu beschränken, um Lichtverschmutzung zu vermindern. 

Durch Abblendvorrichtungen sei die Beleuchtung auf den notwendigerweise zu be-

leuchtenden Bereich einzugrenzen. Es seien warmweiße LED mit Lichtfarbe zwi-

schen 1.700 K und 2.700 K (max. 3.000 K im Siedlungsbereich) zu verwenden. In we-

nig frequentierten Bereichen sei die Beleuchtung mit Bewegungsmeldern einzuschal-

ten und zeitlich zu begrenzen. Eine Beschränkung bzw. das Aussetzen der Beleuch-

tung außerhalb der Betriebszeiten sei zu prüfen. 

Der Vorhabensträger sichert in seiner Erwiderung zu, der Forderung der Obersten 

Naturschutzbehörde nach Möglichkeit nachzukommen. Auf das Bezirksamt erwidert 
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der Vorhabensträger, die Personenunterführung diene der Erschließung des Bahnho-

fes sowie als innerstädtischer Verbindungsweg. Die Beleuchtung werde entspre-

chend den DB-Richtlinien errichtet. Ein zeitweises Aussetzen der Beleuchtung sei 

nicht sinnvoll, da der Personentunnel auch außerhalb der Betriebszeiten der Bahn 

genutzt werden könne. 

Die Planfeststellungsbehörde geht davon aus, dass es dem Vorhabensträger unter 

zumutbaren Bedingungen möglich ist, die sachgerechten Forderungen der Natur-

schutzbehörden in Bezug auf Abschirmung und Lichtfarbe der Beleuchtung zu erfül-

len und macht diese zum Gegenstand der Nebenbestimmung A.4.4 b). Ein zeitweises 

Aussetzen der Beleuchtung hält auch die Planfeststellungsbehörde für untunlich. 

Unter der Voraussetzung einer ordnungsgemäßen Umsetzung der landschaftspflege-

rischen Schutz-, Vermeidungs-, Verminderungs- bzw. vorgezogenen Ausgleichsmaß-

nahmen geht die Planfeststellungsbehörde davon aus, dass eine planänderungsbe-

dingte Verletzung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 

ausgeschlossen werden kann. 

c) Eingriffsregelung 

Die Forderung des Bezirksamtes, in dem Maßnahmenblatt E1 festzuschreiben, wer 

die dauerhafte Pflege und Unterhaltung der landschaftspflegerischen Maßnahme 

übernimmt, wird von der Planfeststellungsbehörde zurückgewiesen. Die dem Vorha-

bensträger obliegende Fertigstellungs- und Entwicklungspflege ist im Maßnahmen-

blatt E1 mit einer Dauer von fünf Jahren und einem Monat geplant, der Zeitraum für 

die ebenfalls dem Vorhabensträger obliegende Unterhaltung der Maßnahme nach 

§ 15 Abs. 4 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) wird mit 3 Jahren festgesetzt. Die 

Planfeststellungsbehörde hält diese Festlegungen für sachgerecht. Eine dauerhafte 

Pflege und Unterhaltung ist naturschutzrechtlich nicht erforderlich. 

Vor dem Hintergrund des sich aus der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ergebenden 

Kompensationsdefizits (s. LBP-Erläuterungsbericht, Unterlage 14.6.1, Seite 50) regt 

das Bezirksamt Treptow-Köpenick eine extensive Begrünung der Überdachung des 

Bahnhofs an. Eine Dachbegrünung könne eingeschränkt als Entsiegelungsfläche an-

gerechnet werden und je nach Aufbau und Bepflanzung zur Wasserretention und als 

Lebensraum für Vögel und Insekten dienen. 

Der Vorhabensträger führt hierzu in seiner Erwiderung aus, in Abstimmung zwischen 

der DB Station&Service AG und der Senatsverkehrsverwaltung sei eine Überdachung 
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aus Sandwichpaneelen vorgesehen. Der Hinweis der Unteren Naturschutzbehörde 

werde jedoch aufgenommen und geprüft. 

Auch die Planfeststellungsbehörde hält die Prüfung des Hinweises der Unteren Na-

turschutzbehörde für geboten und macht dies zum Gegenstand der Nebenbestim-

mung A.4.4 d). 

d) Abwägung, Begründung des Vorbehalts 

Die Planfeststellungsbehörde kommt zu dem Schluss, dass der Vorhabensträger mit 

der vorliegenden Planung seiner gesetzlichen Verpflichtung zur Unterlassung ver-

meidbarer Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft durch die geplanten land-

schaftspflegerischen Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen nachkommt. Die 

verbleibenden vorhabensbedingten Eingriffe in Natur und Landschaft werden durch 

geeignete Ersatzmaßnahmen bis auf ein verbleibendes Defizit von 14,92 Wertpunk-

ten vollständig kompensiert. Die Festsetzung der Kompensation dieses Defizits bleibt 

einer separaten Entscheidung spätestens nach abschließender Eingriffs-/Ausgleichs-

bilanzierung des Gesamtvorhabens vorbehalten, s. Nebenbestimmung A.4.4 c).  

Die Entscheidung konnte vorbehalten werden, weil die Planänderung im Übrigen ent-

scheidungsreif ist. Es liegt im öffentlichen Interesse, die barrierefreie neue Unterfüh-

rung jetzt zuzulassen, damit das Planungsziel nicht unnötig verzögert wird. 

Erfahrungsgemäß lassen sich leichte Abweichungen von der geplanten Eingriffs-Aus-

gleichsbilanzierung bei der Ausführung eines Vorhabens von der Größe des Gesamt-

vorhabens nicht vermeiden, so dass wahrscheinlich eine Nachbilanzierung erfolgen 

muss. Daher erscheint es sinnvoll, das im vorliegenden Fall vorhandene geringe Defi-

zit am Ende des Gesamtvorhabens auszugleichen. Es ist absehbar, dass sich das 

aufgeschobene Problem mit einer ergänzenden Entscheidung lösen lässt, ohne das 

Vorhaben grundlegend zu ändern und dessen Abwägung in Frage zu stellen. 

Die Eingriffe in Natur und Landschaft sind im Ergebnis der Abwägung gemäß § 15 

Abs. 5 BNatSchG zulässig, da die Belange des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege hinter dem öffentlichen Interesse an dem Vorhaben zurückstehen. 

B.4.7 Denkmalschutz 

Das Landesdenkmalamt teilt mit Schreiben (der Senatsverwaltung für Stadtentwick-

lung, Bauen und Wohnen) vom 14.10.2022 mit, die Planänderung berühre keine Be-

lange von Denkmalschutz und Denkmalpflege. Der S-Bahnhof Hirschgarten und die 
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bestehende Personenunterführung seien nicht in der Berliner Denkmalliste verzeich-

net. Gleichwohl handele es sich bei den zum Rückbau vorgesehenen Zugangsbauten 

der bestehenden Personenunterführung um historische Bauwerke, deren Verlust be-

dauerlich sei. Man rege daher an, eine Wiederverwendung der Zugangsbauwerke an 

anderen Stellen dieses oder anderer Vorhaben zu prüfen. 

Der Vorhabensträger erklärt in seiner Erwiderung, die Anregung des Landesdenkmal-

amtes zur Kenntnis genommen zu haben. 

Die Planfeststellungsbehörde sieht keine rechtliche Handhabe, den Vorhabensträger 

zur Wiederverwendung von Bauteilen der alten Personenunterführung zu verpflich-

ten. 

B.5 Gesamtabwägung 

An der antragsgegenständlichen Planänderung besteht ein öffentliches Interesse. Die 

Planfeststellungsbehörde hat die durch die Planänderung berührten öffentlichen und 

privaten Belange ermittelt, alle Belange in die Abwägung eingestellt und diese gegen-

einander und untereinander abgewogen. 

Die Planänderung dient der Aufrechterhaltung einer leistungsfähigen und wirtschaftli-

chen Eisenbahninfrastruktur sowie der Attraktivitätssteigerung des S-Bahn-Verkehrs 

am Haltepunkt Berlin Hirschgarten. 

Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten im Planungsraum sind keine gegenüber der 

beantragten Planung vorzugswürdigen Varianten gegeben. Eine Instandsetzung bzw. 

ein barrierefreier Ausbau des alten Personentunnels scheiden aus wirtschaftlichen 

und verkehrlichen Gründen aus. 

Bauzeitliche Lärm- und Erschütterungsimmissionen werden unter Berücksichtigung 

der vorgesehenen Schutzmaßnahmen nach AVV Baulärm bzw. DIN 4150-2 und bei 

Einhaltung der Nebenbestimmungen dieser Plangenehmigung nach Möglichkeit redu-

ziert. 

Das Vorhaben bedingt lediglich begrenzte Eingriffe in Natur und Landschaft. Unter 

Berücksichtigung der geplanten Schutz-, Vermeidungs-, Verminderungs- und Kom-

pensationsmaßnahmen ist das Vorhaben naturschutzrechtlich zulässig. Negative 

Auswirkungen auf die Schutzgüter Pflanzen, Tiere, Boden, Wasser, Klima / Luft und 

Landschaftsbild werden weitmöglichst vermieden, reduziert bzw. kompensiert. 
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Die Inanspruchnahme nicht bahneigener Flächen beschränkt sich auf Grundstücke, 

die im Eigentum des Landes Berlin und des Bundeseisenbahnvermögens stehen. Die 

nach § 74 Abs. 6 Nr. 1 VwVfG erforderlichen Einverständniserklärungen liegen vor. 

Die Planung entspricht den nationalen Klimaschutzzielen und europäischen Zielvor-

gaben nach § 1 Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG). Sie dient der Attraktivitätssteige-

rung des klimafreundlichen Schienenpersonennahverkehrs. 

Auch im Hinblick auf sonstige öffentliche und private Belange hat die Planänderung 

keine wesentlichen nachteiligen Auswirkungen. 

Die festgesetzten Nebenbestimmungen sind erforderlich und greifen in die Rechte 

des Vorhabensträgers nicht in unverhältnismäßigem Maße ein. Im Übrigen hat der 

Vorhabensträger als Veranlasser der Maßnahme Sorge dafür zu tragen, dass nach-

teilige Auswirkungen des Vorhabens möglichst geringgehalten werden.  

Der Plan war danach mit den Nebenbestimmungen festzustellen. 

B.6 Sofortige Vollziehung 

Das Projekt „Ausbaustrecke (ABS) Berlin – Frankfurt (Oder) – Grenze Deutsch-

land/Polen“ ist gemäß Bedarfsplan für die Bundesschienenwege (Anlage zu § 1 Bun-

desschienenwegeausbaugesetz, BSWAG), Abschnitt 1, Nr. 14 ein laufendes und fest 

disponiertes Vorhaben des vordringlichen Bedarfs. Die vorliegende Planänderungs-

genehmigung ist daher kraft § 18e Abs. 2 Satz 1 AEG sofort vollziehbar. 

B.7 Entscheidung über Gebühr und Auslagen 

Die Entscheidung über die Gebühren und Auslagen beruht auf § 1 i.V.m. § 22 Abs. 3 

und 4 des Bundesgebührengesetzes (BGebG) i.V.m. der besonderen Gebührenver-

ordnung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur für individuell 

zurechenbare öffentliche Leistungen des Eisenbahn-Bundesamtes (Besondere Ge-

bührenverordnung Eisenbahn-Bundesamt – EBA BGebV). Über die Höhe ergeht ein 

gesonderter Bescheid. 

C. Rechtsbehelfsbelehrung  

Gegen die vorstehende Planergänzung kann innerhalb eines Monats nach Zustellung 

Klage beim Bundesverwaltungsgericht, Simsonplatz 1, 04107 Leipzig erhoben wer-

den. Der Kläger hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur 
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Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. Klagen 

gegen diese Planergänzung haben gemäß § 18e Abs. 2 Satz 1 AEG keine aufschie-

bende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 

Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Plan-

ergänzung gestellt und begründet werden. Auf § 67 Abs. 4 VwGO wird hingewiesen. 

 

Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Berlin 
Berlin, den 29. Dezember 2022 
Az. 511ppa/057-2300#007      

Im Auftrag 

 

     (Dienstsiegel) 
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